Deutscher Bundestag 
3. Wahlperiode 


Drucicsadie 620 


Antrag 

der Fraktion der SPD 


betr. Änderung des Bundesbesoldungsgesetzes 


Der Bundestag wolle beschließen : 

Die Bundesregierung wird ersucht, 

einen Gesetzentwurf zur Änderung des Bundesbesoldungsge- 
setzes vorzulegen, der folgende Punkte berücksichtigt: 

1. Die Grundgehälter, die der Berechnung der Bezüge der 
am 1. April 1957 vorhandenen Versorgungsempfänger zu- 
grunde liegen, sind in der Weise überzuleiten, daß im 
Vergleich zu den Bezügen der Versorgungsempfänger aus 
der Zeit nach dem 1. April 1957 keine Verschlechterungen 
eintreten. 

2. Die Anhebungen einzelner Gruppen in der Besoldungs- 
ordnung sowie Zulagen sind für alle Versorgungsempfänger 
in gleicher Weise zu berücksichtigen. 

3. Das seit dem 1. April 1957 gezahlte Ruhegehalt darf nicht 
gemindert werden (Besitzstandswahrung). 

4. Diese Bestimmungen sind auch in den Rahmenvorschriften 
festzulegen. 


Bonn, den 5. November 1958 


Ollenhauer und Fraktion 


Drucik: BucOidruckerel Peter Meier, Buisdorf/Slegburg 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, 

Bad Godesberg, Goethestraße 54, Telefon 35 51 



